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Norm

AVG 1950 862 Abs4
B-VG Art.133 Abs4
VwWGVG §17
VWGVG §31
1. AVG 1950 § 62 glltig von 01.03.1983 bis 31.01.1991wiederverlautbart durch BGBI. Nr. 51/1991

1. B-VG Art. 133 heute
2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt gedandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. B-VG Art. 133 giiltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
5. B-VG Art. 133 giiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt gedandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
6. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 51/2012
7. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt gedandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
8. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
9. B-VG Art. 133 giltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
1. VWGVG 8 17 heute
2. VWGVG § 17 gultig ab 01.01.2014
1. VWGVG 8§ 31 heute
2. VWGVG § 31 gulltig ab 01.09.2018zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 57/2018
3. VwWGVG § 31 glltig von 01.01.2017 bis 31.08.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
4. VwGVG § 31 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2016
Spruch

W117 1420352-2/8Z
BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Dr. Andreas Druckenthaner als Einzelrichter Uber die
Beschwerde des XXXX, geb. XXXX, StA. Bangladesch, vertreten durch RA Mag. Beatrix PUSCH, gegen den Bescheid des
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Bundesasylamtes vom 07.04.2014, ZI. 13-538100700 BMI-BFA RD Wien (10 11.423-BAW), beschlossen:Das
Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Dr. Andreas Druckenthaner als Einzelrichter Gber die Beschwerde
des rémisch 40, geb. romisch 40, StA. Bangladesch, vertreten durch RA Mag. Beatrix PUSCH, gegen den Bescheid des
Bundesasylamtes vom 07.04.2014, ZI. 13-538100700 BMI-BFA RD Wien (10 11.423-BAW), beschlossen:

A)
Das Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes vom 06.08.2015, ZI:

W117 1420352-2/6E, wird gemal3 § 17 VWGVG iVm. § 62 Abs. 4 AVG iVm 8 31 VwGVG dahingehend berichtigt, dass das
Geburtsdatum des Beschwerdefuhrers, richtig 02.01.1978 zu lauten hat W117 1420352-2/6E, wird gemal’ Paragraph
17, VWGVG in Verbindung mit Paragraph 62, Absatz 4, AVG in Verbindung mit Paragraph 31, VwWGVG dahingehend
berichtigt, dass das Geburtsdatum des Beschwerdefuhrers, richtig 02.01.1978 zu lauten hat.

B)

Die Revision ist gemal3 Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassigDie Revision ist gemald Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulassig.

Text

BEGRUNDUNG:

I. Verfahrensgang:rémisch eins. Verfahrensgang:

Mit Erkenntnis vom 06.08.2015, ZI: W117 1420352-2/6E, gab das Bundesverwaltungsgericht der Beschwerde statt und
erkannte dem Beschwerdefuhrer gemal} 8 3 Abs. 1 AsylG. 2005, BGBI. I. Nr. 100/2005 den Status des Asylberechtigten
zu. GemalR§ 3 Abs. 5 AsylG. wurde festgestellt, dass dem Beschwerdefuhrer damit kraft Gesetzes die
Fluchtlingseigenschaft zukommt. Aufgrund eines Schreibfehlers im Einleitungsteil des Spruchs wurde das
Geburtsdatum des Beschwerdefihrers versehentlich mit XXXX statt mit XXXX angegeben.Mit Erkenntnis vom
06.08.2015, ZI: W117 1420352-2/6E, gab das Bundesverwaltungsgericht der Beschwerde statt und erkannte dem
Beschwerdefiihrer gemaf Paragraph 3, Absatz eins, AsylG. 2005, Bundesgesetzblatt rémisch eins. Nr. 100 aus 2005,
den Status des Asylberechtigten zu. GemalR Paragraph 3, Absatz 5, AsylG. wurde festgestellt, dass dem
Beschwerdefuhrer damit kraft Gesetzes die Fluchtlingseigenschaft zukommt. Aufgrund eines Schreibfehlers im
Einleitungsteil des Spruchs wurde das Geburtsdatum des Beschwerdefihrers versehentlich mit rémisch 40 statt mit
rémisch 40 angegeben.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
Rechtliche Beurteilung:

1. Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG,BGBI. |
2013/33 i.d.F.BGBI. | 2013/122, geregelt (8 1 leg.cit). GemaR§ 58 Abs. 2 VWGVG bleiben entgegenstehende
Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.1.
Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwWGVG, BGBI. romisch
eins 2013/33 in der Fassung BGBI. rémisch eins 2013/122, geregelt (Paragraph eins, leg.cit.). Gemald Paragraph 58,
Absatz 2, VwWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

Gemalk § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der §§ 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundesgesetzen sinngemiR anzuwenden, die die
Behorde in den dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder
anzuwenden gehabt hatte.Gemal Paragraph 17, VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt
ist, auf das Verfahren Uber Beschwerden gemaR Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit
Ausnahme der Paragraphen eins bis 5 sowie des rémisch vier. Teiles, und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen
Bestimmungen in Bundesgesetzen sinngemall anzuwenden, die die Behdrde in den dem Verfahren vor dem
Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.

GemaR § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zuriickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. GemaR § 31 Abs. 1 VWGVG erfolgen die
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Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist. GemaR Paragraph 28,
Absatz eins, VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die Beschwerde
nicht zurtckzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. Gemald Paragraph 31, Absatz eins, VwWGVG erfolgen die
Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist.

Zu A) Berichtigung eines Schreibfehlers

2. Gemall § 17 VWGVG i.V.m. § 62 Abs. 4 AVG kann das Bundesverwaltungsgericht jederzeit von Amts wegen Schreib-
und Rechenfehler oder diesen gleichzuhaltende, offenbar auf einem Versehen oder offenbar ausschlieBBlich auf
technisch mangelhaftem Betrieb einer automationsunterstitzten Datenverarbeitungsanlage beruhende
Unrichtigkeiten in seinen Entscheidungen berichtigen.2. Gemaf3 Paragraph 17, VWGVG in Verbindung mit Paragraph
62, Absatz 4, AVG kann das Bundesverwaltungsgericht jederzeit von Amts wegen Schreib- und Rechenfehler oder
diesen gleichzuhaltende, offenbar auf einem Versehen oder offenbar ausschlieBlich auf technisch mangelhaftem
Betrieb einer automationsunterstlitzten Datenverarbeitungsanlage beruhende Unrichtigkeiten in seinen
Entscheidungen berichtigen.

Neben der Berichtigung von Schreib- oder Rechenfehlern ermachtigt8 62 Abs. 4 AVG auch die Berichtigung von
offenkundigen, auf einem Versehen beruhenden Unrichtigkeiten. Eine solche Unrichtigkeit liegt dann vor, wenn in der
ursprunglichen Entscheidung der Wille der Behdrde unrichtig wiedergegeben wurde (vgl. Hengstschlager-Leeb, AVG §
62, Rz 35 und Rz 46 mit Verweisen auf die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes).Neben der Berichtigung von
Schreib- oder Rechenfehlern ermachtigt Paragraph 62, Absatz 4, AVG auch die Berichtigung von offenkundigen, auf
einem Versehen beruhenden Unrichtigkeiten. Eine solche Unrichtigkeit liegt dann vor, wenn in der urspriinglichen
Entscheidung der Wille der Behorde unrichtig wiedergegeben wurde vergleiche Hengstschlager-Leeb, AVG Paragraph
62,, Rz 35 und Rz 46 mit Verweisen auf die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes).

Einem Berichtigungsbescheid kommt nur feststellende, nicht jedoch rechtsgestaltende Wirkung zu. Seine Funktion
erschopft sich ausschlieBlich in der Feststellung des tatsachlichen Inhaltes des berichtigten Bescheides schon zum
Zeitpunkt seiner in berichtigungsbeduirftiger Form erfolgten Erlassung. Einem solchen Verstandnis vom Wesen des
Berichtigungsbescheides entspricht die standige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes des Inhaltes, dass ein
Berichtigungsbescheid mit dem von ihm berichtigten Bescheid eine Einheit bildet, sodass der berichtigte Bescheid
i.S.d. Berichtigungsbescheides in dem Zeitpunkt als geandert angesehen werden muss, in dem er in Rechtskraft
erwachsen ist (vgl. VwGH 14.10.2003, 2001/05/0632).Einem Berichtigungsbescheid kommt nur feststellende, nicht
jedoch rechtsgestaltende Wirkung zu. Seine Funktion erschopft sich ausschlieBlich in der Feststellung des tatsachlichen
Inhaltes des berichtigten Bescheides schon zum Zeitpunkt seiner in berichtigungsbedurftiger Form erfolgten Erlassung.
Einem solchen Verstandnis vom Wesen des Berichtigungsbescheides entspricht die standige Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes des Inhaltes, dass ein Berichtigungsbescheid mit dem von ihm berichtigten Bescheid eine
Einheit bildet, sodass der berichtigte Bescheid i.S.d. Berichtigungsbescheides in dem Zeitpunkt als gedndert angesehen
werden muss, in dem er in Rechtskraft erwachsen ist vergleiche VwGH 14.10.2003, 2001/05/0632).

3. Im vorliegenden Fall unterlief dem Bundesverwaltungsgericht eine unrichtige Schreibweise des Geburtsdatums des
Beschwerdefihrers. Das Erkenntnis war daher zu berichtigen und hat das Geburtsdatum im Einleitungssatz des

Spruchs richtigerweise 27.11.1994 zu lauten.
Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemdalR§ 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.GemaR
Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemaR Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage
abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen
Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor. Es handelte sich schlicht um einen
Schreibfehler.Die Revision ist gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der
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Loésung einer Rechtsfrage abhdangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche
Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer
Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich
zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage
vor. Es handelte sich schlicht um einen Schreibfehler.
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